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der Zweck der Freiheitsstrafe erreicht ist. 
Wesentliche Voraussetzung der Strafaus­
setzung auf Bewährung ist das verant­
wortungsbewußte Verhalten und die posi­
tive Entwicklung des Verurteilten im Straf­
vollzug.
Es ist zu prüfen, ob der Zweck der ausge­
sprochenen Freiheitsstrafe erreicht ist und 
die persönliche strafrechtliche Verantwort­
lichkeit nunmehr unter den Bedingungen 
eines auf Bewährung ausgesetzten Straf­
restes und der unmittelbaren gesellschaft­
lichen Erziehung weiter realisiert werden 
kann.
Der Hinweis auf die Umstände der Straf­
tat bedeutet, daß die vom Straftäter tat­
sächlich erbrachte Bewährungs- und Wie­
dergutmachungsleistung und seine positive 
Entwicklung im Strafvollzug nicht unab­
hängig von seiner konkreten Straftat be­
trachtet werden können. Selbst bei Tätern, 
deren Verhalten während des Strafvoll­
zugs über einen längeren Zeitraum hinweg 
als überwiegend positiv berurteilt wird, 
kann eine Strafaussetzung auf Bewährung 
als verfrüht abgelehnt werden, wenn dies 
den Umständen der Tat, d. h. in der Regel 
der konkreten Tatschwere, noch nicht ent­
spricht. Andererseits schließt auch die 
Schwere der Straftat eine Strafaussetzung 
auf Bewährung nicht generell aus. Nach 
§ 349 Abs. 2 StPO ist auch bei Verbrechen, 
für die eine Strafe von mehr als sechs Jah­
ren ausgesprochen wurde, eine Strafausset­
zung auf Bewährung nach Verbüßung der 
Hälfte der Strafe möglich (vgl. OGNJ 
1969/3, S. 90).
Es gibt kein Delikt, bei dem von vornher­
ein die Anwendung des § 45 ausgeschlossen 
wäre.
Auch bei vorbestraften Tätern ist zu prü­
fen, ob eine Strafaussetzung auf Bewäh­
rung 'anzuwenden ist. Da die persönlichen 
Voraussetzungen für ein zukünftiges straf­
freies Verhalten bei mehrfach straffälligen 
Bürgern anders gelagert sind als beim 
Ersttäter, wird jedoch in der Regel eine 
längere erzieherische Einwirkung und 
nachhaltige Beeinflussung erforderlich 
sein. So ist eine Strafaussetzung auf Be­
währung gemäß § 349 Abs. 2 StPO nur 
dann zulässig, wenn der Vorbestrafte

durch besonders beispielhaftes Verhalten 
gezeigt hat, daß er aüs seiner Bestrafung 
die notwendigen Lehren gezogen hat.

3. Der richtige Zeitpunkt der Entlassung
ist in der Regel dann erreicht, wenn der 
Verurteilte sich positiv entwickelt hat so­
wie die auszusetzende Reststrafe und evtl, 
aufzuerlegende Bewährungsverpflichtun­
gen dem Stimulierungscharakter der Straf­
aussetzung auf Bewährung entsprechen. 
Der Zweck dieser Bestimmung wird im 
allgemeinen nicht erreicht, wenn eine 
Strafe unmittelbar nach Rechtskraft des 
Urteils auf Bewährung ausgesetzt oder ein 
kurzer Strafrest mit einer langen Bewäh­
rungszeit bzw. mit einer hohen Beaufla­
gung gewährt wird.

4. Die festzusetzende Bewährungszeit 
darf nicht kürzer als ein Jahr und nicht 
länger als fünf Jahre sein. Sie sollte nach 
vollen Monaten festgesetzt werden. Dabei 
sind sowohl der Entwicklungsstand des 
Verürteilten als auch der Strafrest zu be­
rücksichtigen.

5. Antragsberechtigt sind der Staatsan­
walt und der Leiter der Strafvollzugsein­
richtung. Sie haben gemäß § 349 Abs. 6 
StPO und § 55 Abs. 1 StVG laufend zu prü­
fen, ob die Voraussetzungen für eine 
Strafaussetzung vorliegen. Hat der Leiter 
einer Strafvollzugseinrichtung einen sol­
chen Antrag gestellt, ist durch das Gericht 
eine Stellungnahme des Staatsanwaltes ein­
zuholen. Der Staätsanwalt und der Leiter 
der Strafvollzugseinrichtung können Maß­
nahmen nach Abs. 3 beantragen bzw. an­
regen. Vorschlagsberechtigt * sind gemäß 
Abs. 2 auch Kollektive von Werktätigen, 
ausnahmsweise auch Einzelpersonen, wenn 
sie die Bürgschaft über den Verurteilten 
übernehmen wollen (vgl. § 31).
In diesen Fällen — wie auch über Anre­
gungen anderer Personen und Gemein­
schaften (Angehörige, Hausgemeinschaf­
ten usw.) kann das Gericht ohne förm­
lichen Antrag (§ 349 Abs. 1 StPO) entschei­
den', nachdem es die entsprechenden Aus­
künfte der Strafvollzugseinrichtungen und 
die Stellungnahme des Staatsanwaltes 
eingeholt hat.
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